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siehe gesonderte Planzeichnung
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A. Festsetzungen durch Text 

 

1.) Art der baulichen Nutzung 
 

1.1 Das Baugebiet wird nach § 9 BauGB und § 4 BauNVO als "Allgemeines Wohngebiet" 

festgesetzt. 

 

1.2 Die in § 4 Abs. 3 BauNVO vorgesehenen Ausnahmen sind nicht zulässig, Räume für freie 

Berufe wie in § 13 BauNVO aufgeführt, sind zulässig, der Wohnzweck muß überwiegen. 

 

1.3 Auf der als Fläche für die Landwirtschaft dargestellten Fläche ist die Errichtung von Ge-

bäuden für die Tierhaltung, Güllegruben und Silos nicht zulässig. 
 

 

2.) Maß der baulichen Nutzung (§ 16 BauNVO) 
 

2.1 Die Größe der Grundfläche der baulichen Anlagen darf bei Grundstücken bis einschließ-

lich 700 qm Grundstücksfläche maximal 160 qm; bei Grundstücken von einschließlich 

700 qm bis einschließlich 1000 qm Grundstücksfläche maximal 200 qm sowie bei 

Grundstücken mit einer Grundstücksfläche von über 1000 qm Grundstücksfläche max. 

250 qm betragen. 

  

2.2 Die Überschreitung der Grundfläche durch die in § 19 Abs. 4 Satz 1 BauNVO bezeichne-

ten Anlagen sind bis zu max. 60 % zulässig. Im Einzelfall kann im Genehmigungsverfah-

ren eine weitere Überschreitung in geringfügigem Ausmaß zugelassen werden. 

  

2.3 Es dürfen max. 2 Vollgeschosse gebaut werden, wobei das zweite Vollgeschoß nur als 

Dachgeschoß zulässig ist. 

  

2.4 Die Höhe des Erdgeschoß-Rohfußboden darf max. 30 cm über der jeweiligen anliegen-

den Verkehrsfläche, gemessen am Fahrbahnrand im Bereich der Gebäudemitte, liegen. 
 

 

3.) Bauweise (§ 9 Abs. 1 Ziff. 2 BauGB und § 22 Bau NVO) 
 

3.1 Für das Baugebiet wird die offene Bauweise festgesetzt. Es sind nur Einzelhäuser zuläs-

sig. 
  

 

4.) Grundstücksmindest- und Höchstgrenze (§ 9 Abs. 1 Ziff. 4 BauGB) 
  

4.1 Grundstücksmindestgröße = 525 m². 

  

4.2 Grundstückshöchstgröße = 1100 m²  

  

5.) Haustypen 
  

5.1 Je nach Eintragung in der Planzeichnung sind folgende Haustypen möglich:  

  

5.1.1 E + D 1,25: zulässig max. 2 Vollgeschosse mit Satteldach, Neigung 24° - 28° und max. 

1,25 m Kniestock, Firsthöhe max. 8,0 m, gemessen ab OK Fertigfußboden. 

  

5.1.2 E + D 0,75: zulässig max. 2 Vollgeschosse mit Satteldach, Neigung 32° - 40° und max. 

0,75 m Kniestock, Firsthöhe max. 8,0 m, gemessen ab OK Fertigfußboden. 
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5.1.3 E + 1: zulässig max. 2 Vollgeschosse mit Satteldach, Neigung 24° - 28° und max. 

0,30 m Kniestock, Firsthöhe max. 9,0 m, gemessen ab OK Fertigfußboden. 

  

5.2 Die Kniestockhöhe wird gemessen an der Außenwand von OK Rohdecke bis UK Spar-

ren. 

  

5.3 Die Gebäude sind über rechteckigem Grundriss zu errichten. Bei Grundstücken bis ein-

schließlich 605 qm muss die Gebäudelänge mindestens das 1,06-fache der Gebäudebrei-

te; bei größeren Grundstücken  mindestens das 1,16-fache der Gebäudebreite betragen. 

  

5.4 Firstrichtung wahlweise, jedoch nur parallel zur längeren Gebäudeseite. 

 

 

6.) Garagen, Stellplätze und Nebenanlagen auf Baugrundstücken 

 § 9 Abs. 1 BauGB) 
 

6.1 Für den Stellplatznachweis wird auf die Ortssatzung der Gemeinde Thaining verwie-

sen. 

  

6.2 Garagen sind in erdgeschossiger Bauweise zu errichten, sogenannte Kellergaragen sind 

nicht zulässig. 

  

6.3 Garagen dürfen innerhalb der Baugrenzen auch außerhalb der dafür vorgeschlagenen 

Flächen errichtet werden, zwischen Garage und Straßenbegrenzungslinie ist ein Stau-

raum von mind. 5,0 m einzuhalten. 

  

6.4 Angebaute Garagen können ins Hauptdach einbezogen werden. An das Haus angebau-

te, erdgeschossige Garagen dürfen auch mit Pultdach versehen werden. 

  

6.5.1. Freistehende Garagen sind mit Satteldach zu versehen, die Firstrichtung der Garagen 

ist frei. Dachneigung der Garagen wie Hauptgebäude, ausgenommen Grenzgaragen. 

Offene Garagen (sog. Carport) können auch mit Flachdach versehen werden. 

  

6.5.2 Zusammengebaute Grenzgaragen sind mit gleicher Dachneigung und Traufhöhe zu 

erstellen. 

  

6.6 Untergeordnete Nebenanlagen und Einrichtungen im Sinne des § 14 Abs. 1 BauNVO 

(max. 1 Baukörper pro Grundstück der dem Nutzungszweck des Baugebietes dient) 

sind bis zu einer Grundfläche von 20 m² zulässig. Sie sind grundsätzlich in Holzbau-

weise auszuführen, Firsthöhe max. 3,0 m; das Dach ist als Pult- oder Satteldach zu 

gestalten und mit ziegelroten Dachpfannen einzudecken. 

 

 

 

7.) Höchstzulässige Zahl der Wohnungen (§ 9 Abs. 1 Ziff. 6 BauGB)   

 
7.1 Je Wohngebäude sind insgesamt max. 2 Wohnungen zulässig. 

  

 

8.) Bauliche Gestaltung  
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8.1 Als Dachform für Wohngebäude sind nur Satteldächer zulässig. Erdgeschossige Anbau-

ten sind auch mit Pultdach zulässig, wobei die Pultdächer auch eine geringere Dachnei-

gung als in Punkt 5.1. angegeben aufweisen dürfen. Der Pultfirst ist an das Hauptgebäu-

de anzulehnen. 

  

8.2 Der Dachüberstand an Giebel und Traufe wird bei Hauptgebäuden auf mind. 0,70 m bei 

Nebengebäuden und Garagen auf mind. 0,50 m und bei stehenden Dachgauben auf 

mind. 0,20 m festgelegt. 

Bei Nebengebäuden an der Grundstücksgrenze muß in Fällen, in denen der Nachbar 

nicht ausdrücklich zustimmt, auf einen Dachüberstand verzichtet werden. 

  

8.3 Die Dacheindeckung hat mit Dachplatten in ziegelrotem Farbton zu erfolgen. 

  

8.4 Der Einbau von Sonnenkollektoren und PV-Anlagen in/auf die Dachflächen ist zulässig, 

es muß als geschlossene Fläche ausgeführt werden, Unterbrechungen sind nicht zuläs-

sig. Die Anlagen dürfen nicht aufgeständert werden. 

  

8.5 Einschnitte im Dach oder Dachterrassen sind nicht zugelassen. 

  

8.6 Die Glasfläche eines einzelnen, liegenden Dachfensters ist auf max. 3,00 qm begrenzt. 

  

8.7 Dachaufbauten 

Dachgauben (allseitig von Dachflächen umgeben) bis zu einer Breite von 1,50 m, 

Zwerchgiebel (mit der Traufwand bündig) und Quergiebel aus der Außenwand hervor-

tretend, sind bis zu einer Breite von 5,00 m zulässig, Dachneigung und Dacheindeckung 

sind dem Hauptdach anzugleichen. 

Der seitliche Abstand zwischen den Dachaufbauten und zur Giebelwand muß mind. 

1,50 m betragen. 

Die Firste von Dachaufbauten müssen mind. 0,30 m unter dem First des Hauptdaches 

liegen.  

Für Dachneigungen von 24° - 28° sind keine Gauben zulässig. 

  

8.8 Je Dachfläche sind maximal drei Dachflächenfenster oder zwei Dachgauben und ein 

Fenster oder zwei Fenster und eine Dachgaube zulässig. Auf Dachseiten mit Zwerch- 

oder Quergiebel sind keine Dachgauben zulässig. 

  

8.9 Putzflächen sind in weißem oder hellem Farbtönen auszuführen. Stark auffallende, pro-

filierte Putzmuster sind unzulässig. Holzverkleidungen sind erwünscht und zulässig in 

hellem Farbton. 

Es sind nur Gebäude mit Putzfassaden, Holzverkleidung oder Holzblockbauweise ohne 

Rundholzbauweise zulässig. 

  

8.10 Ortsfremde Materialien wie Glasbausteine, Faserzement- und Aluminiumplattenverklei-

dungen, Metall, Spaltklinker, Keramikplatten usw. sind in Wänden, sowie als Wand- 

und sonstige Verkleidungen unzulässig. 

  

8.11 Fenster mit Fensterflächen ab 1,00 qm Größe (Rohbaumaße) sind mit Sprossen zu glie-

dern und/oder mehrflügelig auszuführen. 

Stehende, einflügelige Fenster sind mit Kreuzsprossen, mehrteilige Fenster mit Quer-

sprossen zu versehen. Fenstertüren (Terrassen- und Balkontüren) sind den Fenstern an-

zupassen. 

Fenster und Fenstertüren sind in rechteckiger Form auszuführen. 
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8.12 Wintergärten 

Für jedes Wohnhaus ist nur ein Wintergarten zugelassen, der max. über eine Gebäude-

ecke geführt werden darf. 

Das Dach ist als Pultdach mit einer Neigung von mind. 10° auszuführen. 

Für die Glasflächen ist nur eine unauffällige Bedampfung zugelassen. 

  

8.13 Ersatzlos gestrichen 

  

8.14 Satellitenempfangsanlagen sind so anzubringen, dass sie den First nicht übersteigen. 

  
 

9.) Abstandsregelung 

 

9.1 Es gilt die Abstandsregelung nach Art. 6 BayBO. 

  

 

10.) Gelände 

 
10.1 Das natürliche Gelände soll weitestgehend erhalten bleiben. Abgrabungen und Auffül-

lungen sind zulässig, soweit dies zur Angleichung an das Straßenniveau sinnvoll ist.  

  

10.2 In einem Streifen von 3 m Breite sind auf den Baugrundstücken entlang der Grund-

stücksgrenzen Abgrabungen und Aufschüttungen nur wie folgt zulässig: 

- Einzelne Stützmauern dürfen eine maximale Höhe von 0,50 m haben. Sofern mehre-

re Stützmauern in diesem Bereich realisiert werden, darf die Gesamthöhe 0,80 m 

nicht übersteigen. (Bei mehreren Stützmauern die Summe aller Höhen). 

- Künstliche Böschungen dürfen ein maximales Steigungsverhältnis von 1:3 (1 m 

Höhendifferenz auf 3 m Entfernung) aufweisen.  

In jedem Fall ist das Nachbargrundstück gegen abfließendes Regenwasser zu schützen. 

  

10.3 Abgrabungen zum Zwecke der Herstellung eines Regenrückhaltebeckens sind zugelas-

sen. 

 

 

11.) Einfriedungen  

 
11.1 Für die Einfriedung wird auf die Ortssatzung der Gemeinde Thaining verwiesen. 

  

11.2 Ergänzend zur Ortssatzung wird festgelegt, dass entlang der Straßenfront Holzzäune aus 

waagerechten Brettern nicht zulässig sind. 

  

 

12.) Straßenraum und Sichtdreiecke 

 
12.1 Sichtdreiecke sind von baulichen Anlagen, Anpflanzungen und Ablagerungen über 0,80 

m Höhe freizuhalten. Bäume und Hochstämme mit einem Astansatz in mind. 2,5 m Hö-

he sind zugelassen. Die Höhen beziehen sich auf fertige Straßenoberfläche in Fahr-

bahnmitte. 

  

 

 

13.) Ver- und Entsorgungsanlagen   
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13.1 Sämtliche Strom- und Telefonleitungen sind unterirdisch zu verlegen. 

  

13.2 Soweit erforderlich ist durch die Grundstückseigentümer auf den Baugrundstücken die 

Aufstellung von Stromkabelverteilerschränken mit den Ausmaßen von L = 1 m, B = 

0,35 m, H = 1,20 m zu gestatten. 

Die Kabelverteilerschränke sind durch das Stromversorgungsunternehmen so zu mon-

tieren, dass die Schrankvorderseite mit der Straßenbegrenzungslinie übereinstimmt. 

  

13.3 Im Bereich von Stromversorgungsleitungen, Trafostationen, Masten usw. (LEW-

Anlagen) werden die Grundstücke mit einem Leitungsrecht (§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB) 

belastet. 

 

 

14.) Grünordnung 
 

14.1 Spätestens 1 Jahr nach Fertigstellung des Wohnhauses sind die in der Planzeichnung 

als „Neu zu pflanzende Bäume“ eingetragenen Bäume zu pflanzen und auf Dauer zu 

erhalten. Im Bereich der privaten und öffentlichen Grünflächen sind die zu pflanzenden 

Bäume mit jeweils 3-4 Sträuchern zu ergänzen, so dass Gehölzgruppen entstehen. 

  

14.2 Die Bepflanzung hat mit standortgerechten, heimischen Laub- und Obstgehölzen zu 

erfolgen. 

  

14.3 Koniferenhecken und Thujenhecken sind unzulässig. 

  

14.4 Strauchpflanzungen dürfen die Verkehrsräume nicht beeinträchtigen. 

  

14.5 Bei den neu vorzunehmenden Pflanzungen sind die gesetzlichen Grenzabstände einzu-

halten. 

  

 

15.) Verschiedenes 
 

15.1 Um der Versiegelung des Bodens entgegen zu wirken, sind – soweit es die Nutzungs-

verhältnisse zulassen – Garageneinfahrten, Park- und Stellplätze als befestigte Vegeta-

tionsflächen (Schotterrasen, Pflasterrasen, Rasengittersteine) oder in durchlässigem 

Verbundpflaster auszuführen. 

Asphaltbefestigungen auf Privatgrundstücken sind nicht zugelassen. 

  

15.2 Oberflächenwasser (unverschmutztes Niederschlagswasser) ist nach Möglichkeit an 

Ort und Stelle auf dem eigenen Grundstück zu versickern. 
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15.3 Für die Versickerung nicht verunreinigten Niederschlagswassers gelten grundsätzlich 

die Niederschlagswasserfreistellungsverordnung (NWFreiV) und die Technischen Re-

geln zum schadlosen Einleiten von gesammelten Niederschlagswasser in das Grund-

wasser (TRENGW). Gesammeltes Niederschlagswasser ist über eine bewachsene 

Oberbodenschicht flächenhaft zu versickern. 

Kann die Flächenversickerung oder das Anlegen von Sickermulden aus Platzgründen 

nicht verwirklicht werden, so ist eine linienförmige Versickerung über Rigolen oder 

Sickerrohre anzustreben. 

Die punktuelle Versickerung über Sickerschächte ist nur anzuwenden, wenn zwingen-

de Gründe eine der vorgenannten Lösungen ausschließen. 

Bei einer unterirdischen Versickerungsanlage ist in jedem Fall eine ausreichende Vor-

reinigung vorzuschalten. 

Ist eine Versickerung nicht möglich, so sind vor Einleitung des Niederschlagswassers 

in einen Vorfluter auf den Baugrundstücken ausreichend bemessene Rückhalteeinrich-

tungen zu schaffen (z. B. unterirdische Wasserbehälter oder naturnah gestaltete Teiche 

o. ä.). Dabei ist ein Rückhaltevolumen von 1 m³ je 100 m² angeschlossener befestigter 

Fläche einzuplanen und nachzuweisen. Das Rückhaltevolumen muss sich automatisch 

mit 1,0 l/s entleeren. Für den Fall einer vollständigen Befüllung des Rückhaltevolu-

mens ist darüber hinaus ein Notüberlauf zulässig. 

Bei der Planung und Ausführung der Niederschlagswasserbeseitigungsanlagen sind die 

Grundsätze der Regenwasserbewirtschaftung in Siedlungen gem. ATV-DVWK Merk-

blatt M 153 zu beachten. 

Die Anforderungen der Niederschlagswasserfreistellungsverordnung sind auch für die 

Entwässerung der öffentlichen Verkehrsflächen gültig.  

  

15.4 Stellplätze für bewegliche Abfallbehälter sind durch Bepflanzung oder Holzverklei-

dung gegen Einblicke zu schützen. Mülltonnenhäuschen sind nur mit verputzten oder 

glatten Außenflächen, sowie Holz- und Lattenverkleidungen zulässig und sind inner-

halb der Einfriedung anzuordnen. 

  

15.5 Windkraftanlagen sind im gesamten Geltungsbereich nicht zulässig. 

  

15.6 Das Abstellen von nicht betriebsbereiten Fahrzeugen aller Art, sowie oberirdische La-

gerbehältern für flüssige oder gasförmige Stoffe im Freien ist unzulässig. 

Wohnwagen dürfen nur so abgestellt werden, dass sie von der öffentlichen Verkehrs-

fläche aus gegen Einblick geschützt sind. 

  

15.7 Das Aufstellen von Warenautomaten im gesamten Geltungsbereiches des Bebauungs-

planes ist unzulässig. 

  

15.8 Die Errichtung und das Anbringen von Werbeanlagen und insbesondere Werbetafeln 

bedürfen der ausdrücklichen Genehmigung durch die Gemeinde, auch soweit sie un-

terhalb der baurechtlichen Genehmigungspflicht liegen. 

  

15.9 Hausnumerierung 

 Die Satzung der Gemeinde Thaining vom 10.09.1992 über die Hausnumerierung ist 

verbindlich. 

  

15.10 Schutz des Oberbodens 

Der vorhandene Oberboden ist vor Beginn jeder Maßnahme gem. § 202 BauBG abzu-

heben, in nutzbarem Zustand zu erhalten (Zwischenlagerung auf Mieten gem.   

DIN 18 300, max. Schütthöhe 2,0 m) und vor Vernichtung und Vergeudung zu schüt-
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zen. 

Das Bodenschutzgesetz ist zu beachten. 

  

15.11 Sofern bei Bauvorhaben Bodendenkmäler zutage kommen, ist dies dem Bay. Landes-

amt für Denkmalpflege zu melden. 

  

15.12 Hinweis: 

Hinsichtlich der Öllagerung von Heizöl bzw. beim Umgang mit sonstigen wasserge-

fährdenden Stoffen sind die Anlagen- und Fachbetriebsverordnung (VAWsF) und die 

zugehörigen Vollzugsbekanntmachungen (VVAWsF) zu beachten. 

  

15.13 Hinweis: 

Lärm-, Staub- und Geruchsimmissionen aus landwirtschaftlicher Bewirtschaftung und 

Tierhaltung inkl. Gülleausbringung sind auch außerhalb der üblichen Arbeitszeiten in 

Kauf zu nehmen. 

 

 
Thaining, 13.02.2014 
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Begründung zum Bebauungsplan 1. Änderung „Thaining Süd“ 
 

 

A. Planungsrechtliche Voraussetzungen.  

   

 1.) Die Erweiterung des Geltungsbereichs gegenüber der bisherigen Fassung liegt 

überwiegend in einem Bereich, der bereits seit der 8. Flächennutzungsplanänderung 

als Wohngebiet dargestellt ist. Die Plätze mit der Nummer 8, 13, 19 und 26 liegen 

außerhalb des Bereichs, der in der 8. Änderung als Baufläche dargestellt wird. Diese 

liegen jedoch in dem Bereich, in dem die im Parallelverfahren aufgestellte 12. Än-

derung des Flächennutzungsplanes künftig ein allgemeines Wohngebiet darstellt.  

   

 2.) Der Bebauungsplan dient folgenden Zielen und Zwecken: 

zur Deckung des Wohnbedarfes für die örtliche Bevölkerung. 

   

   

B. Lage, Größe und Beschaffenheit des Baugebietes.  

   

 1.) Das Gebiet liegt ca. 400 m südwestlich des Ortskerns von Thaining, es erweitert das 

bestehende Wohngebiet Thaining Süd um ca. 15 Bauplätze. 

Das Gesamtplangebiet umfasst eine Fläche von ca. 2,42 ha. 

Das bisherige Plangebiet des Bebauungsplans Thaining Süd umfasste eine Fläche 

von 1,04 ha. Damit erweitert sich das WA um 1,38 ha. 

 

   

 2.) Die Entfernung des Baugebietes zu folgenden Einrichtungen beträgt: 

- Bushaltestelle ca. 400 m, 

- Katholische Kirche ca. 550 m, 

- Versorgungsläden ca. 400 m, 

- Grund- und Teilhauptschule in Issing ca. 3 km. 

   

 3.) Das Gelände ist leicht hügelig, es fällt von Westen nach Osten ab. 

   

 4.) Baumbestand oder sonstige Bepflanzung ist nicht vorhanden. 

   

   

C. Geplante bauliche Nutzung   

   

 1.) Die Art der baulichen Nutzung wird im Bebauungsplan wie folgt festgesetzt: 

  -  Allgemeines Wohngebiet (bisheriger Geltungsbereich) 

-  Allgemeines Wohngebiet (Erweiterungsbereich) mit 

privater Grünfläche 

-  Verkehrsfläche für die innere Erschließung (bisheriger 

Geltungsbereich) 

-  Verkehrsfläche für die innere Erschließung (Erweite-

rungsbereich) 

-  öffentliche Grünfläche (Erweiterungsbereich) 

= ca. 0,831 ha 

= ca. 0,943 ha 

 

= ca. 0,207 ha 

 

= ca. 0,211 ha 

 

= ca. 0,144 ha 

 

   

 2.) Im Baugebiet sind vorgesehen: 

BA I:    
6 E + 1 und 5 E + D – geschossige Wohngebäude mit voraussichtlich ca. 15 Wohnungen. 
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BA II:  
2 E + 1 und 13 E + D – geschossige Wohngebäude mit voraussichtlich ca. 22 Wohnungen. 

   

 3.) Der BA ist bereits vollständig veräußert. Es ist damit zu rechnen, dass das Erweite-

rungsgebiet innerhalb von 5 Jahren ab Inkrafttreten des Bebauungsplanes bebaut 

wird.  

 

   

   

D. Bodenordnende Maßnahmen.  

   

  Zur Verwirklichung des Bebauungsplanes und um zweckmäßig gestaltete Grundstü-

cke sowie eine ordnungsgemäße Bebauung zu ermöglichen, ist eine Grenzregelung 

im gesamten Baugebiet nicht erforderlich. 

   

E. Erschließung  

   

 1.) Das Baugebiet erhält über die Strasse "Zaunäckerweg" Anschluss an das bestehende 

Wegenetz. 

   

 2.) Die im Bebauungsplan vorgesehene Erschließungsstrasse wird in 2 Bauabschnitten 

hergestellt: 

1. BA = Unterbau mit Ver- und Entsorgungsleitungen, 

2. BA = Oberflächenbefestigung einschließlich Begleitgrün. 

   

 3.) Die Wasserversorgung ist sichergestellt durch Anschluß an die vorhandene, zentrale 

Wasserversorgungsanlage der Gemeinde Thaining. Der Anschluß ist sofort möglich. 

   

 4.) Die Abwässer werden abgeleitet durch Anschluß an die vorhandene, zentrale Kana-

lisation der Gemeinde Thaining. 

   

 5.) Die Stromversorgung ist gesichert durch Anschluß an das Versorgungsnetz der 

Lech-Elektrizitätswerke Augsburg (LEW). 

   

 6.) Die Beseitigung der Abfälle ist sichergestellt durch die Müllabfuhr des Landkreises 

Landsberg a. Lech, Sondermüllentsorgung und die Wertstoffsammelstelle Thaining. 

   

 7.) Die Erschließung erfolgt durch die Gemeinde Thaining. 

   

   

 

F. Umweltbericht 

Der nachstehende Umweltbericht beschränkt sich auf die Erweiterungsflächen, also die 

Flächen, die zwar im Geltungsbereich der vorliegenden 1. Änderung, nicht jedoch im 

Geltungsbereich des bisherigen Bebauungsplans „Thaining Süd“ enthalten sind. 

 

Der Umweltbericht dient der Beschreibung und Bewertung der Umweltbelange. Er ist ein 

eigenständiger Bestandteil der Begründung. Als systematische Darstellung der Umweltaspek-

te dient er der Optimierung der Abwägungsunterlagen, aber auch der Information der Öffent-

lichkeit und der Behörden. Für die Gliederung wurde auf den Leitfaden zur Eingriffsregelung 

in der Bauleitplanung "Bauen im Einklang mit Natur und Landschaft" und "Der Umweltbe-

richt in der Praxis" des Bayerischen Staatsministeriums für Landesentwicklung und Umwelt-

fragen Bezug genommen. 
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Das Gebiet liegt im Südwesten von Thaining. Nach der Bodenuntersuchung des Büro Blasy + 

Mader vom 23.05.2011 besteht der Untergrund im Bereich der Bauplätze am Issinger Berg-

weg vorwiegend aus feinkörnigem Geschiebelehm, östlich aus Schmelzwasserkiesen. Im öst-

lichen Bereich sind Versickerungen aufgrund der anstehenden sandigen Kiese unproblema-

tisch. Im westlichen Bereich am Issinger Bergweg treten Kiese gar nicht oder nur unterhalb 

von Lehmüberdeckungen auf. Das Strassenabwasser im westlichen Plangebiet kann dem Ge-

fälle folgend in die tiefer gelegenen Bereiche geleitet und dort versickert werden. Für Wohn-

baugrundstücke an der Ostseite des Issinger Bergweges muss damit gerechnet werden, daß 

keine fachgerechte Versickerung möglich ist. Dies sollte jedoch im Einzelfall anhand von 

Sickerversuchen oder detaillierten Bohraufschlüssen geprüft werden. Alternativ können für 

diese problematischen Bereiche von vornherein zentrale Versickerungen vorgesehen werden. 

Niederschlagswasser kann aufgrund des Reliefs im freien Gefälle relativ leicht in tiefer lie-

gende Bereiche mit besseren Versickerungsmöglichkeiten geleitet werden. 

 

Biotope im Sinne der bayerischen Biotopkartierung liegen im Planungsgebiet nicht vor. 

Gesetzlich geschützte Biotope gem. Art. 23 Abs. 1 oder Lebensstätten gem. Art. 23 Abs. 5 

BayNatSchG liegen nicht vor. 

Schutzgebiete für Natur und Landschaft oder Grundwasserschutz sind nicht betroffen. 

Natura 2000-Gebiete, geschützt gemäß Richtlinie 92/43/EWG (Fauna-Flora-Habitat-

Richtlinie) und gemäß Richtlinie 79/409/EWG (Vogelschutzrichtlinie) liegen im Planungsge-

biet nicht vor. 

Das Planungsgebiet liegt nicht in einem Schwerpunktgebiet des Naturschutzes gemäß dem 

Arten- und Biotopschutzprogramm (ABSP) für den Landkreis Landsberg am Lech. 

 

1. Einleitung 

 

1.1 Kurzdarstellung des Inhalts und wichtiger Ziele des Bauleitplanes 

Wie oben dargestellt sollen durch das neue Wohngebiet dringend benötigte Bauflächen für die 

ortsansässige Bevölkerung geschaffen werden. Umfang und Art der Bebauung ist den oben 

dargestellten Beschreibungen zu entnehmen. 

 

1.2 Darstellung der in einschlägigen Fachgesetzen und Fachplänen festgelegten umweltrele-

vanten Ziele und ihrer Berücksichtigung 

Es werden im konkreten Fall wegen der Ortsrandlage die allgemeinen gesetzlichen Grundla-

gen, wie dem Baugesetzbuch, den Naturschutzgesetzen, der Immissionsschutz-Gesetzgebung, 

der Abfall- und Wassergesetzgebung und dem Bundes-Bodenschutzgesetz berücksichtigt. Es 

wird nur Bauland für den örtlichen Bedarf zur Verfügung gestellt. 

 

1.3 Landesentwicklungsprogramm Bayern (LEP) und Regionalplan 

Das LEP und der Regionalplan der Planungsregion 14 weist die gesamte Flur der Gemeinde 

Thaining als "Allgemeinen ländlichen Raum" aus. Die Naturgüter Boden, Wasser, Luft, 

Pflanzen- und Tierwelt sind in ihrer Funktion und ihrem Zusammenwirken nachhaltig zu si-

chern und wiederherzustellen. Die Entwicklung im von Ökonomie, Ökologie und sozialen 

und kulturellen Belangen ist zu unterstützen. 

Für die Gemeinde Thaining sind im Regionalplan keine besonderen Vorgaben getroffen. 

Nach Regionalplan soll in Bereichen mit überwiegend und naturnahen Lebensgemeinschaften 

den ökologischen Ausgleichsfunktionen der Vorrang eingeräumt werden. 

 

1.4 Flächennutzungsplan 

Parallel zur Aufstellung des Bebauungsplanes hat der Gemeinderat die 12. Änderung des Flä-

chennutzungsplanes beschlossen. Der Geltungsbereich wird als Allgemeines Wohngebiet 

ausgewiesen, die Fläche grenzt an die bestehende Bebauung an. 
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2. Bestandsaufnahme, Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen ein-

schließlich der Prognose bei Durchführung der Planung 

Die Beurteilung der Umweltauswirkungen erfolgt verbal argumentativ. Dabei werden drei 

Stufen unterschieden: geringe, mittlere und hohe Erheblichkeit. 

Der Geltungsbereich wird derzeit landwirtschaftlich als Grünland genutzt, es sind keine Ein-

zel- oder Feldgehölze vorhanden. 

 

SCHUTZGUT BODEN 

Beschreibung: Der Untergrund besteht am Issinger Bergweg vorwiegend aus feinkörnigem 

Geschiebelehm, östlich davon aus Schmelzwasserkiesen. Der Untergrund aus feinkörnigem 

Geschiebelehm erschwert die Versickerung von Niederschlägen vor Ort. Eine Bodenuntersu-

chung wurde durchgeführt. 

 

Auswirkungen: Baubedingt für Gebäude und Strassen werden größere Flächen verändert und 

der Oberboden zwischengelagert. Beim Bau wird durch Baumaschinen meist der bisher kaum 

verdichtete Boden stärker verdichtet. 

Bei der Nutzung als Hausgarten wird der gelagerte Oberboden wieder angedeckt, begrünt und 

bepflanzt, bei normaler Hausgartennutzung ist somit von keinen weiteren Beeinträchtigungen 

auszugehen. 

Geringfügige zusätzliche Belastungen für das Schutzgut Boden können an den Randbereichen 

der Zufahrtswege durch Abrieb von Reifen, Schadstoffemissionen, Staub usw. entstehen. 

 

Ergebnis: Es sind auf Grund der Versiegelung und des Untergrundes Umweltauswirkungen 

mittlerer Erheblichkeit für dieses Schutzgut zu erwarten. 

 

SCHUTZGUT WASSER 

Beschreibung: In der näheren und weiteren Umgebung befinden sich keine stehenden oder 

fließende Gewässer. 

Die Höhe des Grundwasserspiegels ist nicht bekannt, durch vorhandene Schmelzwasserkiesen 

und sandigen Kiesschichten ist ein nicht hoher Grundwasserstand zu erwarten. Es ist zu er-

warten, daß die Baukörper nicht in das Grundwasser eindringen werden. 

 

Auswirkungen: Das Grundwasser wird durch die Bauarbeiten für die Gebäude vermutlich 

nicht aufgeschlossen, oberirdische Gewässer sind nicht vorhanden. 

Durch die Errichtung von Gebäuden wird unversiegelter Boden teilweise versiegelt. Re-

tentionsflächen und Filtervermögen des Bodens zur Grundwasserbildung gehen teilweise ver-

loren. Das anfallende Oberflächenwasser ist – soweit möglich - auf dem Grundstück zu versi-

ckern, die genannten Auswirkungen können somit durch die nicht versiegelten Flächen nahe-

zu vollständig ausgeglichen werden. 

Durch die Wohnnutzung sind keine übermäßigen Auswirkungen auf das Grundwasser zu er-

warten. 

 

Ergebnis: Durch die nur teilweise Versiegelung sind nur geringe Auswirkungen auf das 

Schutzgut Wasser zu erwarten. 

 

SCHUTZGUT KLIMA/LUFT 

Beschreibung: Die Gebäude werden am südwestlichen Ortsrand von Thaining errichtet. Die 

Hauptwindrichtung ist von Westen. 

 

Auswirkungen: Durch Baumaschinen ist eine gewisse Luftbelastung während der Bauzeit zu 

erwarten. Da sie zeitlich begrenzt ist, wird sie als gering einzustufen sein. 
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In geringem Ausmaß geht gewachsener Boden zur Frischluftbildung verloren. Durch die lo-

ckere Bebauung und die von West nach Ost verlaufende Erschließungsstrasse ist eine ausrei-

chende Frischluftzufuhr und Luftaustausch gewährleistet. 

Durch die Nutzung als Wohngebiet sind keine nennenswerten Beeinträchtigungen zu erwar-

ten. 

 

Ergebnis: Die Auswirkungen auf das Schutzgut Klima/Luft sind als gering einzustufen. 

 

SCHUTZGUT TIERE UND PFLANZEN 

Beschreibung: Die für die Bebauung vorgesehene Fläche wird zur Zeit intensiv landwirt-

schaftlich als Grünfläche genutzt. Artenarme Monokulturen herrschen somit vor. Im Pla-

nungsgebiet sind keine ASK-Punktnachweise (Artenschutzkartierung), keine sonstigen ASK-

Lebensräume, keine Amphibienkartierung, keine Biotope, keine FFH-Gebiete (Fauna-Flora-

Habitat), keine SPA-Vogelschutzgebiete (Spezial protectet area) und keine Schutzgebiete 

nach dem bayerischen Naturschutzgesetz. 

 

 

Spezielle artenschutzrechtliche Prüfung (saP) 

 

Die nach Europarecht notwendige artenschutzrechtliche Prüfung umfasst grundsätzlich alle in 

Bayern vorkommenden Arten der folgenden drei Gruppen: 

- die Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie (Flora-Fauna-Habitat) 

- die europäischen Vogelarten 

- die darüber hinaus nach nationalem Recht "streng geschützten Arten". 

Die Eingriffsregelung hat einen ganzheitlichen Ansatz, der den Artenschutz im Hinblick auf 

diese geschützte Arten bereits umfassend als Bestandteil der Natur in die Leistungsfähigkeit 

des Naturhaushaltes integriert. Grundsätzlich ist es dabei zulässig, über vorhandene Biotop-

strukturen und Leitarten Rückschlüsse auf die nach allgemeinen Erfahrungswerten vorhande-

nen Tier- und Pflanzenarten zu ziehen. Eine darüber hinausgehende exemplarbezogene voll-

ständige Erfassung aller Tier- und Pflanzenarten ist weder erforderlich noch verhältnismäßig 

(Oberste Baubehörde, Hinweise zur artenschutzrechtlichen Prüfung). 

Für das Plangebiet gibt es keine Nachweise über das Vorkommen von Rote-Liste-Arten. In 

diesem Bereich sind auch keine geschützten Arten zu erwarten, es gibt auch keine besonderen 

Lebensräume, die eine Besiedelung mit seltenen Arten ermöglichen, d. h. in der Umgebung 

befinden sich keine naturnahen Wälder, Gewässer, Moore, Magerrasen usw. Das Vorkommen 

einer geschützten Art ist somit mit großer Wahrscheinlichkeit auszuschließen. 

Es ist daher ein Verbotstatbestand nach § 42 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) nicht ge-

geben und somit eine Befreiung nach § 62 BNatSchG erforderlich. 

 

Auswirkungen: Die vorhandenen Pflanzen im Baugebiet werden durch die Bauarbeiten zer-

stört. Nachdem es sich hier um intensive landwirtschaftliche Grünlandnutzung handelt und 

auch keine Gehölze vorhanden sind, so ist dies aus Sicht des Naturschutzes als unbedeutend 

einzustufen. Nachdem durch die Wohn- und landwirtschaftliche Nutzung in der Nähe immer 

wieder Lärmimmissionen entstehen, kann davon ausgegangen werden, daß sich im Plangebiet 

keine besonders ruhebedürftigen Tierarten aufhalten. 

Im Bebauungsplan ist die Bepflanzung der Grundstücke mit standortgerechten Gehölzen vor-

geschrieben. Es kann sich hier eine größere Artenvielfalt durch die neue Strukturvielfalt und 

das Einstellen der intensiven Nutzung ergeben. 

 

Ergebnis: Eine nennenswerte Beeinträchtigung des Schutzgutes Tiere und Pflanzen durch die 

neu entstehende Wohnnutzung ist nicht anzunehmen. Dem Verlust bestehender und die Ver-

schlechterung benachbarter Lebensräume kann durch die Schaffung von Ausgleichsflächen 

begegnet werden. 
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SCHUTZGUT MENSCH 

Beschreibung: Für die Beurteilung des Schutzgutes Mensch steht die Wahrung der Gesund-

heit und das Wohlbefinden im Vordergrund. Bewertungskriterien sind die Wohn- und die 

Erholungsfunktion. Beim Aspekt "Wohnen" ist die Erholung gesunder Lebensverhältnisse 

durch Schutz des Wohnbereiches und Wohnumfeldes relevant. Beim Aspekt "Erholung" sind 

überwiegend die wohnortnahe Feierabenderholung und die positive Wirkungen siedlungsna-

her Freiräume auf das Wohlbefinden des Menschen maßgebend. Bezüglich der Erholungs-

funktion der Landschaft und auch die zu erwartenden Emissionen, sowie die  Auswirkungen 

auf die angrenzenden und zukünftigen Bewohner sind hier zu beurteilen.   

 

Auswirkungen: Der Bau der Gebäude kann sich auf die umliegenden Bewohner störend aus-

wirken, dies ist aber zeitlich begrenzt. Das Ausmaß der Emissionen während der Bauzeit ist 

als gering einzustufen. An das Baugebiet grenzen landwirtschaftlich genutzte Flächen an, eine 

besondere Erholungsfunktion besteht nicht. Die Moränenlandschaft bietet für Spaziergänger 

und Radfahrer schöne Ausblicke in die umgebende Landschaft. Im Bereich der Planung sind 

keine Wege vorhanden. 

Durch den Neubau der Gebäude werden weder die Nachbarn noch die Erholungssuchenden 

beeinträchtigt. 

Zulässige Nutzung und Emissionen in einem Wohngebiet sind gesetzlich geregelt. Bei Einhal-

tung dieser Grenzwerte ist von keiner besonderen Beeinträchtigung auszugehen. 

 

Ergebnis: Auf das Schutzgut Mensch sind insgesamt geringe Auswirkungen zu erwarten. 

 

SCHUTZGUT LANDSCHAFTSBILD 

Beschreibung: Für das Landschaftsbild hat die neue Wohnbebauung keine besonders wertvol-

le Bedeutung. Landschaftsprägende Gehölze sind nicht vorhanden. Die Fläche verfügt nicht 

über eine bedeutende Topographie. Die neuen Gebäude entstehen am Rande des gewachsenen 

Ortsrandes. 

 

Auswirkungen: Von der südlich liegenden Umgehungsstrasse ist das Baugebiet gut einsehbar, 

es besteht ein fast ungehinderter Blick auf das Planungsgebiet. 

Durch die vorgeschriebene Bepflanzung der Baugrundstücke wird sich die Bebauung im Lauf 

der Jahre in die Landschaft gut einfügen. Eine Ortsrandeingrünung ist bei der baulichen Er-

weiterung des Baugebietes geplant wie im Flächennutzungsplan vorgegeben, gestalterische 

Einbindungsmaßnahmen sind dann notwendig. 

Durch die Nutzung der Gebäude zu Wohnzwecken entstehen keine erheblichen Beeinträchti-

gungen des Landschaftsbildes. 

 

Ergebnis: Die Auswirkungen sind als gering einzustufen, da die Störung nur kurzfristig auf-

tritt und die Begrünung optisch wirkt. 

 

SCHUTZGUT KULTUR UND SACHGÜTER 

Beschreibung: Nordwestlich des Planungsgebietes liegt in etwa 150 m Entfernung die 1837 

erbaute und 1984 renovierte Kapelle St. Josef. In unmittelbarer Umgebung gibt es keine Bo-

den- oder Gartendenkmäler und keine Ensembles oder schutzwürdige Bauten. 

 

Auswirkungen: Für die Kapelle sind auf Grund der Entfernung keine Auswirkungen zu erwar-

ten. 

 

Ergebnis: Kultur- und Sachgüter sind nicht betroffen. 
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3. Prognose über die Entwicklung des Umweltzustandes bei Nichtdurchführung der 

Planung 

Die Fläche würde bei Nichtdurchführung weiter intensiv landwirtschaftlich genutzt, es sind 

die oben genannten negativen Auswirkungen auf die Umwelt nicht zu erwarten. 

 

4. Geplante Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich (ein-

schließlich der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung der Bauleitplanung) 

 

Das bayerische Naturschutzgesetz fordert in Art. 6a, die durch einen Eingriff bedingten Aus-

wirkungen auf den Naturhaushalt, das Landschaftsbild und den Erholungswert eines Land-

schaftsraumes zu minimieren. Zur Eingriffsminimierung sind die nachfolgenden Maßnahmen 

vorgesehen. 

 

 

 

4.1 Vermeidungsmaßnahmen bezogen auf die verschiedenen Schutzgüter 

SCHUTZGUT TIERE UND PFLANZEN: Im Planungsgebiet liegen keine hochwertigen oder 

gesetzlich geschützten Biotope. Baumbestand und Hecken sind nicht vorhanden. Zur Durch-

grünung und zur Lebensraumverbesserung innerhalb des Baugebietes ist die Bepflanzung der 

Grundstücke durch den Bebauungsplan vorgegeben. 

 

SCHUTZGUT BODEN UND WASSER: Stellplätze und Zufahrten sind als wasserdurchläs-

sige Flächen auszubilden, damit wird eine flächige Versickerung und Grundwasserneubildung 

innerhalb des Baugebietes erreicht. Die Versiegelung wird durch die Festsetzung wasser-

durchlässiger Beläge begrenzt. 

 

SCHUTZGUT LANDSCHAFT: Die Eingrünung der Baugrundstücke trägt zur landschaftli-

chen Einbindung bei. 

 

4.2 Ausgleich 

Der vorliegende Bebauungsplan erfüllt die Voraussetzungen für die Anwendung des verein-

fachten Vorgehens (entsprechend dem Bayerischen Leitfaden "Bauen im Einklang mit Natur 

und Landschaft"). Die ausgefüllte Checkliste ist der Anlage zu entnehmen. 

 

5. Alternative Planungsmöglichkeiten 

Im Rahmen der Flächennutzungsplanung wurden alternative Entwicklungsräume für Wohnen 

untersucht. 

 

 

6. Beschreibung der Methodik und Hinweise auf Schwierigkeiten und Kenntnislücken 

Für die Beurteilung der Eingriffsregelung wurde der Bayerische Leitfaden verwendet. 

 

 

7. Maßnahmen zur Überwachung (Monitoring) 

Auf Grund der leichten Hanglage und der örtlichen Standortbedingungen können dann nega-

tive Auswirkungen eintreten, wenn keinen ausreichende Versickerung des Niederschlagswas-

sers erfolgt.  

Es ist vorgesehen, zwei Jahre nach Baufertigstellung gemeinsam mit der Unteren Natur-

schutzbehörde zu überprüfen, ob die festgesetzten Minimierungsmaßnahmen (Baum- und 

Strauchpflanzungen, Versickerung von Niederschlagswasser, GRZ < 0,35) umgesetzt wurden 

und zur Reduzierung der Ausgleichsmaßnahmen geführt haben. Ist dies nicht der Fall, so wird 

eine Neuberechnung der Ausgleichsflächen notwendig. 
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8. Allgemein verständliche Zusammenfassung 

Für das geplante Wohngebiet, das den Bedarf der einheimischen Bevölkerung decken soll, 

wurde ein Bereich am südwestlichen Ortsrand gewählt. Es sind keine wertvollen Lebensräu-

me von der Planung betroffen. Durch eine intensive Begrünung der Baugrundstücke werden 

differenzierte Vermeidungsmaßnahmen getroffen. Das Monitoring sieht eine Überprüfung 

vor. Die nachstehende Tabelle fasst die Ergebnisse zusammen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

Schutzgut Baubedingte 

Auswirkungen 

Anlagebedingte 

Auswirkungen 

Betriebsbedingte 

Auswirkungen 

Ergebnis 

Boden geringe  

Erheblichkeit 

mittlere 

Erheblichkeit 

geringe  

Erheblichkeit 

mittlere  

Erheblichkeit 

Wasser geringe  

Erheblichkeit 

geringe  

Erheblichkeit 

geringe  

Erheblichkeit 

geringe  

Erheblichkeit 

Klima/Luft geringe  

Erheblichkeit 

geringe  

Erheblichkeit 

geringe  

Erheblichkeit 

geringe  

Erheblichkeit 

Tiere und  

Pflanzen 

geringe 

Erheblichkeit 

geringe  

Erheblichkeit 

geringe  

Erheblichkeit 

geringe  

Erheblichkeit 

Mensch 

(Erholung) 

mittlere 

Erheblichkeit 

geringe  

Erheblichkeit 

geringe  

Erheblichkeit 

mittlere 

Erheblichkeit 

Mensch (Lärm- 

Immissionen) 

geringe  

Erheblichkeit 

geringe  

Erheblichkeit 

geringe  

Erheblichkeit 

geringe  

Erheblichkeit 

Landschaftsbild geringe  

Erheblichkeit 

geringe  

Erheblichkeit 

geringe  

Erheblichkeit 

geringe  

Erheblichkeit 

Kultur- und  

Sachgüter 

nicht 

betroffen 

nicht 

betroffen 

nicht 

betroffen 

nicht 

betroffen 

 

Zusammenfassend kann festgehalten werden, daß die Auswirkungen auf die Schutzgüter sich 

insgesamt eher gering bis mittel einzustufen sind. 

 

9. Ausgleichsflächenbedarf 

 

Nach § 1 des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) sind Natur und Landschaft auf Grund 

ihres eigenen Wertes und als Lebensgrundlage des Menschen auch in Verantwortung für die 

künftigen Generationen im besiedelten und unbesiedelten Bereich so zu schützen, zu pflegen, 

zu entwickeln bzw. wieder herzustellen, daß 

- die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes, 

- die Regenerationsfähigkeit und nachhaltige Nutzungsfähigkeit der Naturgüter, 

- die Tier- und Pflanzenwelt einschl. ihrer Lebensstätten und Lebensräume und 

- die Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie der Erholungswert von Natur und Landschaft 

auf Dauer gesichert sind. 

 

Zum Ausgleich der Eingriffe durch diesen Bebauungsplan werden folgende Ausgleichsfakto-

ren festgelegt: 

für das Landschaftsbild und den Naturhaushalt hat das Planungsgebiet eine überwiegend ge-

ringe Bedeutung (Grünlandnutzung). Durch niedrige bis mittlere Versiegelungs- bzw. Nut-
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zungsgrad ergibt sich nach dem Leitfaden das Feld Typ B, Kategorie 1 ein Ausgleichsfaktor 

von 0,2 bis 0,5. 

 

Auf Grund der festgesetzten Minimierungs- und Vermeidungsmaßnahmen im Planungsgebiet 

ist die Ausgleichsfläche sachgerecht zu reduzieren auf 0,35. 

 

Es ergibt sich somit folgende Ausgleichsverpflichtung: 

Ausgleichspflichtig ist die Erweiterungsfläche mit einer Fläche von 11.540 m². 

 

11.540 m² x Faktor 0,35 = 4.040². 

 

Die Ausgleichsverpflichtung beträgt somit = 4.040 m². 

 

10. Ausgleichskonzept 

 

Die notwendigen Ausgleichsflächen können im Geltungsbereich des Bebauungsplanes mit 

einer Fläche von 1.440 qm im Bereich des öffentlichen Grünstreifens nachgewiesen werden. 

Die Übrigen 2600 qm werden auf der im beigefügten Ausgleichsflächenplan dargestellten 

Teilflächen der Grundstücks  FlNrn.1618, 1619, 1620 (alle Gemarkung Thaining) nachgewie-

sen.  

 

In diesem Areal hat sich eine Biberfamilie angesiedelt und den dortigen Graben so weit ange-

staut, dass die angrenzenden Grundstücke vernässt wurden und nicht mehr wie bisher ord-

nungsgemäß landwirtschaftlich bzw. forstwirtschaftlich genutzt werden können. Das Grund-

stück FlNr. 1618 liegt zwar derzeit noch seitlich der bereits vernässten Flächen, jedoch ist 

abzusehen, dass durch die Tätigkeit des Bibers und ohne Eingriff des Menschen auch diese 

Fläche vernässen wird. Diese wird deshalb aus der landwirtschaftlichen bzw. forstwirtschaft-

lichen Intensivnutzung genommen und der natürlichen Sukzession überlassen. Die ökologi-

sche Aufwertung des Gebiets wird durch die Aktivitäten des Bibers erfolgen.  
 

Die Grundstücke befindet sich im Eigentum der Gemeinde Thaining und sind dadurch gesi-

chert. 

 
 

 

G. Voraussichtliche Auswirkungen und Verwirklichung der Planung 

 

Es ist nicht zu erwarten, daß die Verwirklichung der Planung sich nachteilig auf die persönli-

chen Lebensumstände der in dem Gebiet wohnenden und arbeitenden Menschen auswirken 

wird. Ein Sozialplan (§ 180 BauGB) ist daher nicht erforderlich. 

 

 

Thaining, 13.2.2014 
                                1. Bgm. Leonhard Stork 

 

Ausgleichsflächenplan 
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